
Vertrau mir: Auf dem Spielplatz des christlichen Kinder- und Jugendwerkes Arche in Berlin.

38



Hildegard Schermuly, 
Vorsitzende der  
Vertreterversamm-
lung der Unfallkasse 
Hessen 

Was verbinden Sie – auch vor dem 
Hintergrund ihres persönlichen Erleb­
nisses – mit dem Begriff „Solidarität“?
Ich halte Solidarität für außerordentlich 
wichtig. Zu wissen, dass ich mit den 
Folgen eines Unfalls nicht alleine gelas-
sen werde, sondern Schutz erhalte,  
stärkt mich in meiner Bereitschaft, ein 
Ehrenamt weiter auszuüben. 

Hildegard Schermuly ist Mitarbeiterin 
einer Landeskreisverwaltung und arbei­
tet als Verwaltungsleiterin in einem 
Behindertenhilfeverbund. Anfang Novem­
ber 2006 hat sie auf dem Weg zur Ar­
beit einen Unfall. Eine Schulterfraktur  
ist die Folge. 

Die Unfallkasse Hessen (UKH) kümmert 
sich umgehend um die Rehabilitation. Ein 
außergewöhnlicher Zufall, denn Hilde­
grad Schermuly ist zugleich Vorsitzende 
der Vertreterversammlung der UKH. Sie 
vertritt die Versichertenseite. Der eigene 
Unfall gibt ihr die Gelegenheit, das Heil­
verfahren der gesetzlichen Unfallversi­
cherung selbst zu erleben.

Frau Schermuly, Ihr Unfall geschah auf 
dem Weg zur Arbeit. Wie haben Sie die 
Betreuung durch die Unfallkasse erlebt?
Da ich wusste, dass die Unfallkasse 
Hessen zuständig ist, habe ich den Unfall 
gleich gemeldet. Dort habe ich sofort 
aktive Unterstützung erfahren. Ich bin zum 
Beispiel gleich gefragt worden, ob ich  
zur Weiterbehandlung zur BG-Klinik in 
Frankfurt wechseln wolle, die mehr in 
Wohnortnähe liegt. Die aktive Unterstüt-
zung erstreckte sich auf alle Bereiche.  
So wurden auch die mir während der Be-
handlung entstandenen Kosten immer 
sehr schnell erstattet.

Waren Sie mit der medizinischen Betreu­
ung und vor allem mit der Rehabilitation 
zufrieden?
Ich war sehr zufrieden. Während des 
ganzen Genesungsprozesses habe ich 
mich als Patientin gut betreut gefühlt. 
Sowohl durch die Klinik als auch durch 
die Unfallkasse Hessen. Die medizini
sche Betreuung ging weit über das 
hinaus, was bei der gesetzlichen Kran
kenversicherung möglich gewesen  
wäre. Der Begriff „mit allen geeigneten 
Mitteln“ war für mich erlebbar. Durch  
die längere und intensivere Kranken

gymnastik wurde meine Genesung 
beschleunigt. Die Phase der Arbeits
unfähigkeit war kürzer. Es blieben  
keine dauerhaften Beeinträchtigungen 
zurück. Ich schreibe dies einem guten 
Rehamanagement zu. 

Sie selbst bekleiden bei einem 
Unfallversicherungsträger ein Amt.  
Hat sich durch ihr Erlebnis ihre 
Einstellung zu Aufgaben und Leistun- 
gen der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung verändert?
Durch den Unfall habe ich am eigenen 
Leib erfahren, was ich vorher nur in  
der Theorie kannte. Es ist schon etwas 
anderes, wenn man plötzlich auf  
der anderen Seite steht und Leistun- 
gen selbst erlebt. Der Unfall hat  
meine Einstellung zur gesetzlichen 
Unfallversicherung nur gestärkt. Ja,  
er hat meine positiven Einschät- 
zungen bestätigt.

Wie sehen Sie die gesellschaftliche  
Rolle der gesetzlichen Unfallversiche­
rung, zum Beispiel beim Schutz von 
ehrenamtlich Tätigen?
Es ist wichtig, dass sich Menschen ehren-
amtlich engagieren, aber auch, dass  
sie bei Ausübung des Ehrenamts Unfall-
schutz genießen. Diese Menschen  
sollten auch wissen, dass sie unter dem 
Schutz der gesetzlichen Unfallversi
cherung stehen. Ich glaube aber nicht, 
dass allen ehrenamtlich Tätigen bekannt 
ist, dass sie diesen Schutz genießen.  
Da gibt es große Unterschiede. Bei 
Beschäftigten der Feuerwehr oder in 
Gremien ist das Wissen oft groß, in  
vielen andere Bereichen fehlt es noch. 
Hier könnte die gesetzliche Unfallver
sicherung mit ihren Leistungen werben,  
ja weiter aufklären. Der Schutz durch  
die Unfallversicherung ist zwar nicht der 
Grund für ein ehrenamtliches Engage-
ment, aber zu wissen, dass es ihn gibt, 
kann mögliche Bedenken ausräumen. 

Gut betreut: „Mit allen geeigneten Mitteln“
Positive Einstellung zur gesetzlichen Unfallversicherung gestärkt
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Kurze Verschnaufpause. Feuerwehrleute beim Hochwassereinsatz.

Nichts ist so gut, dass man es nicht  
noch verbessern könnte – das gilt auch 
für die gesetzliche Unfallversicherung. 
Das Benchmarking der DGUV soll ent­
sprechend die Qualität der Leistungen 
verbessern und Impulse für künftige Pro­
jekte liefern. Details erläutert in einem 
Gespräch die stellvertretende Hauptge­
schäftsführerin Petra Zilch.

Frau Zilch, der Spitzenverband der Be­
rufsgenossenschaften und Unfallkassen 
ist für die Organisation des Qualitäts- 
und Wirtschaftlichkeitswettbewerbs 
zwischen den Mitgliedern, sprich das 
Benchmarking, zuständig. Welchen Stel­
lenwert messen Sie diesem Thema bei?
Lassen Sie mich eines vorweg sagen:  
Das Thema Benchmarking hat eine hohe 
politische Priorität. Die Erhöhung der 
Wirtschaftlichkeit der gesetzlichen Unfall-
versicherung steht aktuell auf der politi-
schen Agenda. Dies wird uns in Gesprä-
chen mit der politischen Ebene immer 
wieder bestätigt. Zudem wird das Bench-
marking im Unfallversicherungsmoder
nisierungsgesetz besonders erwähnt. 

Wir haben die Bedeutung aufgegriffen 
und die Aufgabe in der Satzung der DGUV 
fest verankert. Wir haben gerade die 
ersten beiden Benchmarkingprojekte un-
ter dem Dach der DGUV abgeschlossen. 
Benchmarking ist aber kein neues Thema 

für die gesetzliche Unfallversicherung.  
Wir haben eine langjährige Erfahrung in 
der Durchführung von Benchmarking-
Projekten. Und die Unfallversicherungs-
träger, die an den Projekten teilge
nommen haben, bestätigen uns, dass 
Benchmarking – richtig verstanden –  
einen großen Nutzen entfaltet. 

Wie würden Sie den spezifischen Bench­
marking-Ansatz in der gesetzlichen 
Unfallversicherung beschreiben?
Zunächst einmal: Benchmarking ist  
kein Kostensenkungsinstrument. Es geht 
darum, neben finanziellen Kriterien, 
Qualitätsgesichtspunkte zu betrachten. 
Das wird deutlich, wenn man sich einmal 
unsere Ziele anschaut. Es wird doch wohl 
niemand behaupten, dass es das Ziel der 
Rehabilitation eines Versicherten nach 
einem Arbeitsunfall ist, diesen mit mög-
lichst geringem Ressourcenaufwand zu 
behandeln. Das Hauptziel muss dem ge-
genüber sein, ihm wieder eine vollstän
dige Wiedereingliederung in sein berufli-
ches und soziales Umfeld zu ermöglichen. 
Und dies muss ein Benchmarkingsystem 
abbilden können. Es kann daher auch 
durchaus das Ergebnis des Benchmarkings 
sein, dass zur Sicherstellung einer ent-
sprechenden Qualität in Teilbereichen ein 
höherer Ressourceneinsatz notwendig  
ist. Auch den Zusammenhang zwischen 
Leistungsausgaben und Kosten sollte 

Benchmarking in der gesetzlichen Unfallversicherung
man nicht aus dem Auge verlieren: So  
hat sich in der Vergangenheit gezeigt, 
dass Investitionen in Reha-Management 
zu einer zielgenaueren Rehabilitation 
führen, was wiederum die Leistungsaus-
gaben senken kann. 

Aus unserer Erfahrung ist Benchmarking 
insbesondere immer dann erfolgreich, 
wenn nicht einfach nur Kennzahlen ver
glichen werden, wie etwa Verwaltungs-
kostenquoten, sondern vielmehr Prozes-
se, also Abläufe betrachtet werden. 
Dadurch können wir herausarbeiten,  
wo Unterschiede in der Fallbearbeitung 
zwischen den Trägern liegen und wie  
sich diese Unterschiede auf die Kenn-
zahlen auswirken. Hierbei erreichen  
wir eine viel größere Aussagekraft. Wir 
können dadurch nicht nur Unterschiede 
deutlich machen, sondern sie auch er
klären. Und darum geht es meiner Mei-
nung nach im Benchmarking. 

Könnten Sie uns ein konkretes Beispiel 
nennen?
Eines der Benchmarking-Projekte wurde 
von fünfzehn Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Bereich „Pflege“ 
durchgeführt. An dessen Ausgangspunkt 
stand die Frage: Was ist gute Pflege? Auf 
Basis dieser Frage wurden Ziele aus Versi-
cherten- und Verwaltungssicht abgeleitet 
und mit ersten Messparametern hinter-
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Petra Zilch,  
stellvertretende 
Hauptgeschäfts
führerin der DGUV

legt. Ein Beispiel: Dem Ziel „Minderung  
der Folgen schlechter Pflege“ wurde der 
Messparameter „Folgeerkrankungen“, 
also unter anderem Mangelernährung 
oder Sturz zugeordnet. So lassen sich 
scheinbar abstrakte Ziele anhand mess-
barer Faktoren konkretisieren und die 
Zielerreichung vergleichbar machen. 
Darüber hinaus wurden Personen, die 
sich in einer Pflegesituation befinden 
direkt schriftlich befragt, um ein noch 
umfassenderes Bild zur Situation zu 
erhalten. Man sieht, dass auch die Versi-
chertenperspektive in Benchmarking
projekten abgebildet werden kann. Das 
Ergebnis dieser Befragung hat uns übri-
gens positiv überrascht. Über 90 Prozent 
der Befragten gaben an, mit ihrer Pflege
situation zufrieden bis sehr zufrieden zu 
sein. Dies zeigt, dass wir mit unserem 
Leistungsspektrum sehr nah an den Er-
wartungen der Versicherten sind. Eine 
schöne Bestätigung der Arbeit der gesetz-
lichen Unfallversicherung. 

Wie beurteilen Sie zusammenfassend  
den Stand des Benchmarkings in der 
gesetzlichen Unfallversicherung?
Ich glaube, dass wir mit dem bisher 
Erreichten, auf einem sehr guten Weg 
sind. Fachlich haben wir einen hohen 
Professionalisierungsgrad und müssen 

uns mit unserem Ansatz sicher nicht 
hinter anderen Benchmarkingansätzen 
verstecken. Benchmarking hat zudem  
viel mit Offenheit und Vertrauen zu tun. 
Mit dem bisherigen Ansatz wurde dieses 
Vertrauen im Zusammenspiel von Unfall-
versicherungsträger, Verband und exter-
ner Partner gefestigt. Darauf kann man  
in den nächsten Projekten aufbauen. 

Ich danke in diesem Zusammenhang 
allen an den Projekten Beteiligten (neben 
dem Projekt „Pflege“ wurde ein Projekt 
zur „BK 2301 Lärmschwerhörigkeit“ durch-
geführt), da Benchmarking natürlich 
Arbeit macht. So lassen sich leider nicht 
alle Kennzahlen aus DV-Systemen 
extrahieren, sondern müssen durch 
teilweise aufwändige Aktenanalysen 
ermittelt werden. 

Welches sind die nächsten Schritte beim 
DGUV-Benchmarking?
Wir haben bereits Projektskizzen für 
Folgeprojekte erarbeitet, über die die 
Geschäftsführer entscheiden werden.  
Im Anschluss erfolgt eine Ausschreibung 
an alle Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen, um eine möglichst hohe 
Zahl von Mitwirkenden zu gewinnen.  
Für Herbst 2010 ist dann der Start neuer 
Projekte geplant.

Zentral ist zudem die Umsetzung der 
Ergebnisse, die aus den abgeschlosse-
nen Projekten gewonnen wurden. So 
müssen wir diese den Trägern nahe brin-
gen, die nicht direkt in die Projektarbeit 
involviert waren. Hier planen wir eine 
Vielzahl von Aktivitäten und werden 
sicher auch unsere Benchmarking-Platt-
form im UV-Net ausbauen. Wir wollen  
die Ergebnisse in die Arbeit der zustän
digen Fachausschüsse integrieren.  
Und nicht zuletzt sollen sie auch in die 
Aus- und Weiterbildung oder auch 
Seminare unserer Akademien mit ein
fließen. Für die Zukunft sehe ich zudem 
die Notwendigkeit, durch den Aufbau 
eines kontinuierlichen Benchmarkings 
sicherzustellen, dass Entwicklungen  
über die Beendigung der Projekte hinaus 
beobachtet werden können. Der Weg,  
den wir mit den ersten Projekten begon-
nen haben, ist also noch lange nicht  
zu Ende.

Klassenfahrten, Auslandssemester oder 
Auslandspraktika – jedes Jahr gehen 
Schüler und Studenten für einige Zeit ins 
Ausland, um dort Erfahrungen zu sam-
meln. Allein im Jahr 2007 haben über 
90.000 deutsche Studierende an auslän-
dischen Universitäten studiert. 

Nicht immer wissen Studenten, Schüler 
und Lehrer, wie und wann sie während 
eines Auslandsaufenthaltes versichert 
sind. Der Versicherungsschutz sollte  
vor Aufenthalten im Ausland deswegen 
unbedingt geklärt werden. 

Beim geplanten Besuch einer Schule  
oder Hochschule im Ausland ist entschei
dend, ob eine Anbindung an eine Bil-
dungseinrichtung in Deutschland besteht. 
Das heißt, der Aufenthalt muss im orga
nisatorischen Verantwortungsbereich der 
deutschen Schule oder Hochschule lie-
gen, damit der gesetzliche Unfallversi
cherungsschutz fortbesteht. Andernfalls 
wäre zu klären, ob Unfallversicherungs-
schutz über die Schule oder Hochschule 
im Ausland gewährleistet ist und ob der 
Abschluss einer privaten Versicherung 
ratsam ist. 

Versichert im Ausland – Schutz für Schüler und Studenten
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversi
cherung hat in Abstimmung mit der Kul-
tusministerkonferenz den Flyer „Sicher  
im Ausland – Informationen zum gesetz
lichen Unfallversicherungsschutz für 
Schüler und Studierende bei Auslands-
aufenthalten“ entwickelt. Der Flyer steht 
insbesondere Schulen und Hochschulen, 
Lehrern, Eltern, Schülern sowie Studenten 
über die jeweiligen Träger der gesetzli-
chen Unfallversicherung zur Verfügung. 
Zudem ist er im Internet erhältlich.

www.dguv.de Webcode d98740
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Fünf weitere Krankheitsbilder sind zum  
1. Juli 2009 nach einem Beschluss der 
Bundesregierung in die Liste der Berufs-
krankheiten (BK-Liste) aufgenommen 
worden. Sie umfasst damit insgesamt 73 
Tatbestände, in denen Ursachen und 
Krankheitsbilder von Berufskrankheiten 
beschrieben werden.

Nur zwei von den fünf hinzugekommenen 
Positionen nehmen schädigende Einwir-
kungen am Arbeitsplatz auf, die bislang 
noch nicht in der BK-Liste erfasst waren: 
Neu sind die Gonarthrose (BK 2112), ein 
schmerzhafter Verschleiß im Kniegelenk, 
und die Siderofibrose (BK 4115), eine 
Lungenkrankheit, die durch langjähriges 
Einatmen von Schweißrauchen und 
Schweißgasen verursacht wird. Die drei 
weiteren Tatbestände dienen im Wesent
lichen der Klarstellung und Präzisierung. 
Sie betreffen schädigende Einwirkungen 
wie Benzol oder polyzyklische aromati-
sche Kohlenwasserstoffe, die bereits in 
anderen Zusammenhängen in der BK-
Liste dargestellt sind.

Im Jahr 2009 legte der Ärztliche Sachver-
ständigenbeirat „Berufskrankheiten“ 
beim Ministerium für Arbeit und Soziales 
zudem eine neue Wissenschaftliche 
Begründung vor. Sie betrifft das Carpal-
tunnel-Syndrom, eine Krankheit im Be-
reich des Handgelenks. Im Rahmen der 
Wissenschaftlichen Begründung kann 
diese Erkrankung künftig nach § 9 Ab-
satz 2 des SGB VII „wie“ eine Berufskrank-
heit anerkannt werden. Um die Berufs
genossenschaften und Unfallkassen bei 
der Einschätzung und Bearbeitung der 
Berufskrankheiten zu unterstützen, be-
müht sich die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung, den Trägern Hilfestel-
lungen anzubieten. So gibt es für mehrere 
Berufskrankheiten Belastungskataster, 
Handbücher und Reports zur Beurteilung 
der schädigenden Einwirkung. Erstellt 
werden sie vom Institut für Arbeitsschutz 
der DGUV (IFA), in Zusammenarbeit mit 
Experten der Träger.

Forschungen zur Gonarthrose
Besonders komplexe Ermittlungen erfor-
dert zum Beispiel die Beurteilung für  
die Anerkennung der Gonarthrose. Denn 
sie hat die Qualität einer Volkskrankheit, 
die gerade bei älteren Menschen gehäuft 
vorkommt.

Hier stehen mehrere Forschungsvorhaben 
kurz vor dem Abschluss. Erste Anleitungen 
und Untersuchungsstandards – insbeson-
dere im radiologischen Bereich – wurden 
den Trägern bereits zur Verfügung gestellt. 
Derzeit werden Begutachtungsempfeh-
lungen gemeinsam mit Partnern aus der 
medizinischen Wissenschaft erarbeitet. 
Der Begutachtungsablauf soll dabei ver-
einheitlicht werden. Dazu werden gesi-
cherte Aussagen zu beruflichen ebenso 
wie zu möglichen außerberuflichen Fak
toren der Gonarthrose zusammengestellt.

Parallel dazu beginnt die Auswertung 
erster empirischer Erfahrungen aus der 
Begutachtung. Ziel ist es, so schnell  
wie möglich ein sicheres Fundament für 
die Gleichbehandlung aller Versicher- 
ten zu schaffen.

Eine „Gemeinsame Empfehlung“
Diese Gleichbehandlung zu sichern,  
hat auch eine gemeinsame Initiative der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi
cherung und der drei folgenden medi
zinischen Spitzenorganisationen zum  
Ziel – der Arbeitsgemeinschaft der 
Wissenschaftlichen Medizinischen 
Fachgesellschaften, der Deutschen 
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und 
Umweltmedizin und der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialmedizin und Prä-
vention.

Die vier Partner haben sich 2009 auf eine 
 „Gemeinsame Empfehlung zur Entwick-
lung von Leitlinien und Empfehlungen zur 
Begutachtung von Berufskrankheiten“ 
geeinigt. Hintergrund dieses Projektes 
war der Wunsch, einen Rahmen für gegen-
seitige Konsultationen zu schaffen. Die 

Fünf neue Berufskrankheiten anerkannt
Empfehlung soll ein „Miteinander“ bei 
der Erarbeitung von medizinischen Leit
linien und den Begutachtungsempfehlun-
gen der Unfallversicherung fördern. Ein 
bloßes „Nebeneinander“ und damit auch 
Doppelarbeit und mögliche Widersprüche 
will man so künftig vermeiden.

Dazu Stefanie Palfner, Leiterin des Refe
rates Berufskrankheiten der DGUV: „Das 
gemeinsame Ziel von Leitlinien und Be-
gutachtungsempfehlungen ist es, den 
Gutachtern eine Hilfestellung zu geben. 
Es ist wichtig, dass Gutachten auf dem 
aktuellen Stand wissenschaftlicher For-
schung fußen und für Dritte nachvollzieh-
bar sind. Die jetzt erarbeitete Empfehlung 
soll dazu beitragen, bei allen mitwirken-
den Partnern eine gemeinsame Basis zu 
schaffen. Denn wir alle wollen, dass die 
Entscheidungen der Gutachter transparent 
und fundiert sind.“

Die „Gemeinsame Empfehlung“ skizziert 
für die Ausarbeitung von Leitlinien und 
Begutachtungsempfehlungen ein aufein-
ander abgestimmtes zweistufiges Verfah-
ren. In beiden Stufen sollen Mediziner 
und Juristen ihren interdisziplinären Bei-
trag leisten. Das gemeinsame Papier gilt 
für alle Begutachtungsempfehlungen, die 
ab dem 1. Januar 2010 neu gefasst oder 
überarbeitet werden.

Dauer der Verfahren verkürzt
Die Dauer der Berufskrankheiten-Verfah-
ren hat sich deutlich verkürzt. Die rasche-
re Bearbeitung, kommt vor allem den 
Versicherten zugute. Möglich ist sie, weil 
die Verfahren vereinheitlicht und rationa-
lisiert werden konnten. Dafür werden 
zusätzlich zu den oben erwähnten Hilfe-
stellungen „Workflows“ genutzt, in denen 
einzelne Arbeitsschritte beschrieben  
sind und Empfehlungen für Maßnahmen 
und Hilfen gegeben werden. Die Rechts
sicherheit der Entscheidungen ist so 
unverändert sehr hoch geblieben.

www.dguv.de Webcode: d95635
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Prof. Dr. Thomas  
Brüning, Direktor  
des Instituts für  
Prävention und 
Arbeitsmedizin der 
DGUV, Institut der 
Ruhr-Universität 
Bochum

SYNERGY ist ein internationales Ver­
bundprojekt zur wissenschaftlichen Un­
tersuchung von Kombinationswir­
kungen ausgewählter krebserzeugender 
Arbeitsstoffe bei der Entwicklung von 
Lungenkrebs, an dem sich Forschungs­
institute aus Frankreich, den Niederlan­
den, Schweden, Italien, USA, Kanada  
und Deutschland beteiligen. Koordiniert 
wird das Projekt von der International 
Agency for Research on Cancer und vom 
Institut für Prävention und Arbeitsme­
dizin der DGUV (IPA). 

Herr Prof. Brüning, wie kam es zu einer 
internationalen Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet?
Obwohl Mischexpositionen bei berufli-
chen Tätigkeiten häufig vorkommen, ist 
der Anteil der Personen, die gegenüber 
bestimmten Stoffkombinationen expo-
niert waren, an der Allgemeinbevölkerung 
relativ gering. Selbst in sehr großen Ein-
zelstudien sind die Fallzahlen nicht aus-
reichend, um Kombinationseffekte zu
verlässig zu schätzen. Daher wurden 
Daten von geeigneten, international ver-
fügbaren Lungenkrebsstudien zusam-
mengefasst, das heißt „gepoolt“, um eine 
ausreichend große epidemiologische 
Plattform für Risikoschätzungen zu erhal-
ten. In dem gepoolten Datensatz stehen 
derzeit bereits mehr als 13.000 Lungen-
krebsfälle und 16.000 Kontrollen mit 
sozio-demographischen Merkmalen zur 
Berufs- und Rauchbiografie für die wei
tere Auswertung zur Verfügung.

Was beabsichtigen die beteiligten 
Institute mit dem Projekt?
Lungenkrebs ist die häufigste berufs
bedingte Krebserkrankung. Bislang ging 
man bei der Prävention und im Berufs-
krankheitenrecht in der Regel von einer 
monokausalen Wirkung eines Gefahrstof-
fes bei der Entstehung von Lungenkrebs 
aus. SYNERGY hat zum Ziel, die Kombina-
tionswirkungen beruflicher Expositionen 
wissenschaftlich eingehender mit um-
fangreichen Expositionsdaten zu untersu-

chen. Zu Kombinationswirkungen von 
Lungenkarzinogenen gab es bis zum 
Projektstart 2007 nur unzureichende Er-
kenntnisse. 

Welche krebserzeugenden Stoffe stehen 
im Fokus und woher kommen die Daten?
Es wurden für dieses Projekt fünf Lungen-
karzinogene als zentrale Modellsubstan-
zen ausgewählt: Asbest, polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe, Quarz-
feinstaub, Chrom- und Nickelverbindun-
gen. Warum diese fünf? Wir haben uns 
dabei auf die berufliche Relevanz, die 
Häufigkeit der Mischexpositionen und 
die Verfügbarkeit von Messdaten gestützt. 
Basis für die Expositionsbewertung sollen 
international verfügbare Messdaten sein, 
die in eine umfangreiche Expositions
datenbank überführt werden. Dazu ge
hören beispielsweise die deutsche  
MEGA-Datenbank und die französische 
COLCHIC-Datenbank.

Welche Rolle spielt das Rauchen hierbei?
Man weiß, dass die Mehrzahl der an Lun-
genkrebs Erkrankten geraucht hat und 
Rauchen die Hauptursache für die Ent
stehung von Lungenkrebs ist. Eine erste 
Auswertung der SYNERGY-Daten zeigt 
uns, dass 98 Prozent der an Lungenkrebs 
erkrankten Männer und 71 Prozent der  
an Lungenkrebs erkrankten Frauen jemals 
geraucht haben. Insbesondere für Män-
ner, die bis zur Krebserkrankung geraucht 
haben, ist das Tabakrauch-bedingte Lun-
genkrebsrisiko sehr hoch. Daher ist es 
wichtig, das Rauchverhalten bei der Aus-
wertung mit zu berücksichtigen. 

Gibt es schon erste Erkenntnisse in Be­
zug auf die Prävention?
Vor Abschluss der statistischen Auswer-
tung können noch keine Aussagen zu den 
Kombinationswirkungen getroffen wer-
den. Bisherige vorläufige Auswertungen 
von Risikoberufen zeigen jedoch im Ein-
klang mit anderen umfangreichen Studien, 
dass Präventionserfolge sichtbar sind: 
Wenn es auch heute kaum noch Berufe 

Internationale Forschung zur Krebsprävention
mit einem deutlich erhöhten Lungen-
krebsrisiko gibt, bleibt jedoch festzuhal-
ten, dass Expositionen gegenüber 
krebserzeugenden Gefahrstoffen best-
möglich reduziert werden sollen. Da  
es bei vielen Krebserkrankungen lange 
Latenzzeiten gibt, ist es wichtig, Früh
erkennungsstudien durchzuführen, wie 
beispielsweise unsere Studie zu moleku-
laren Markern unter Asbestexponierten.

Wird es auf diesem Gebiet auch in 
Zukunft eine enge internationale Vernet­
zung geben?
Hier kann ich mit einem klaren „Ja“ ant-
worten. Bereits in der Vergangenheit gab 
es enge Kontakte zu verschiedenen auf 
dem Gebiet forschenden Einrichtungen. 
Das wird auch weiterhin so sein.

Werden noch weitere Länder hinzukom­
men und ihre Daten bereitstellen?
SYNERGY kann als Plattform ausgebaut 
werden, sowohl für die epidemiologische 
Datenbank als auch in Hinblick auf die Ex-
positionsdatenbank. Zuerst müssen na-
türlich die Aufgaben des Forschungspro-
jekts erfolgreich durchgeführt werden. 
Aber in der NEW OSH ERA wird SYNERGY 
als eine solche Plattform angeboten. Die 
enormen Ressourcen, die in den Aufbau 
der Datenbanken gesteckt wurden, müs-
sen nachhaltig für die Wissenschaft ge-
nutzt werden.
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Neue Technologien und veränderte 
ökonomische und soziale Bedingungen 
beeinflussen auch die Risiken, denen 
Beschäftigte am Arbeitsplatz ausgesetzt 
sind. Ein hoher Standard im Arbeits-  
und Gesundheitsschutz kann dauerhaft 
nur dann gewährleistet werden, wenn 
diesen neuen Risiken und Herausforde-
rungen geeignete technische und or
ganisatorische Präventionskonzepte 
gegenüberstehen. 

Das Institut für Arbeitsschutz der DGUV 
(IFA) plant in diesem Zusammenhang den 
Aufbau einer Beobachtungsstelle zu be-
rufsbedingten Risiken für die Berufsge-
nossenschaften und Unfallkassen. Ins
besondere branchenspezifische Aspekte 
und nationale Gegebenheiten sollen 
dabei berücksichtigt werden, um neuen 
Risiken an deutschen Arbeitsplätzen 

frühzeitig und zielgenau präventiv entge-
genzuwirken.

Grundlage für diese nationale Beobach-
tungsstelle sind die Erfahrungen aus dem 
europäischen Projekt zur Beobachtung 
neuer Risiken („Risk Observatory“), einem 
Internet-Informationssystem über physi-
kalische, chemische, biologische und 
psychosoziale Risiken. Das Risk Observa-
tory wird seit 2002 vom IFA zusammen  
mit der Europäischen Agentur für Sicher-
heit und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz unterhalten. 

Das Risk Observatory beruht auf der 
Sammlung und Analyse von Veröffentli-
chungen aus Fachzeitschriften und dem 
Internet sowie auf Befragungen von unge-
fähr 200 Arbeitsschutzexperten in Euro-
pa. Für die vier genannten Risikobereiche 

Risiken frühzeitig entgegenwirken

Die künftige wirtschaftliche Bedeutung 
von Produkten, die Nanopartikel enthal-
ten, also Teilchen, die kleiner als ein Mil-
lionstel Millimeter sind, wird in Zukunft 
noch weiter steigen. Das gilt ebenso für 
Erzeugnisse, die mit Hilfe von Nanopar
tikeln hergestellt werden. Denkbar sind 
hier zum Beispiel medizinische Produkte 
(etwa antibakteriell ausgerüstete Kathe-
ter), Bauprodukte (Dämmstoffe und 
Hochleistungsbeton), Oberflächenbe-
schichtungen und Hochleistungswerk-
stoffe für die Energiegewinnung und 
-speicherung. 

Über die Wirkungen von Nanopartikeln, 
wenn sie in den menschlichen Körper 
gelangen, ist jedoch derzeit immer noch 
zu wenig bekannt. Um Expositionen, 
Schutzmaßnahmen und mögliche Ge-
fährdungen an Arbeitsplätzen beurteilen 
zu können, beteiligt sich das Institut  
für Arbeitsschutz der DGUV (IFA) an ver-

schiedenen Forschungsprojekten der 
Europäischen Kommission. Einen Beitrag 
zur Entwicklung sicherer Produktions
verfahren soll ein verbessertes Verständ-
nis der tatsächlichen Exposition von 
Beschäftigten gegenüber Nanopartikeln 
leisten. 

Im Jahr 2009 wurden die Projekte 
NANOSAFE2 und NANOSH abgeschlos-
sen. Arbeitsplätze beispielsweise in  
der Produktion von Nanoteilchen aus 
Titandioxid wurden dazu untersucht. 
Diese Materialien sind in manchen Son-
nenschutzcremes enthalten. Die Messun-
gen zeigten eine insgesamt niedrige 
Belastung für Beschäftigte: Die Teilchen-
zahlkonzentrationen lagen bei Normal
betrieb im Bereich der allgemeinen 
Hintergrundbelastung für die Allgemein
bevölkerung. Produktpartikel einer  
Größe unter 100 Nanometer konnten  
nur vereinzelt nachgewiesen werden. 

Nanotechnologien – IFA kooperiert europaweit

wurden nach der Methode einer Delphi-
Studie (Expertenbefragungen zu neuen 
Risiken mit Konsensfindung) zunächst in 
einer Art „Brainstorming“ neue Risiken 
abgefragt. Anschließend bewerteten die 
Experten in zwei weiteren Befragungen 
die künftige Wichtigkeit jedes Risikos. 
Insgesamt erwiesen sich daher folgende 
neu aufkommende Risiken als besonders 
wichtig: Nano- und ultrafeine Partikel, 
mangelnde körperliche Tätigkeit, prekäre 
Verträge vor dem Hintergrund eines insta-
bilen Arbeitsmarkts, Berufsrisiken in 
Verbindung mit weltweiten Epidemien, 
das Zusammentreffen von Vibration und 
ungünstigen Körperhaltungen sowie 
andere multifaktorielle Risiken. Die Ergeb-
nisse sind auf den Internetseiten der 
Arbeitsschutzagentur veröffentlicht.

www.osha.europa.eu/en/riskobservatory

Im Jahr 2009 startete das neue euro
päische Projekt NANODEVICE („Novel 
Concepts, Methods and Technologies  
for the Production of Portable, Easy-to-
Use Devices for the Measurement and 
Analysis of Airborne Engineered Nanopar-
ticles in the Workplace Air”). Auf vier Jahre 
angelegt, zielt es darauf ab, die gegen-
wärtig recht aufwendige Messtechnik zu 
vereinfachen. Damit soll es künftig einer 
größeren Zahl von Fachleuten möglich 
sein, Nanopartikel in der Luft am Arbeits-
platz zu messen. Die Erfahrungen bei der 
Messung von Nanopartikeln an Arbeits-
plätzen werden weiterhin in den Nano
Dialog der Bundesregierung eingebracht. 
Auch auf den neuen Internetseiten des 
IFA zu diesem Thema sind sie einer brei
teren Öffentlichkeit zugänglich.

www.dguv.de Webcode:d90477

44



Stimmt alles? Arbeiter bei der Herstellung von Solarzellen.

3D, virtuelle Welten – Szenarien, die 
heute im Bereich der Unterhaltung Fuß 
fassen. Auch die Lernwirklichkeit ist im 
Umbruch. Aus- und Weiterbildung ver
lassen die herkömmlichen Modelle, Be-
griffe wie „Blended Learning“, „E-Lear-
ning“, „Mobile Learning“ und virtuelle 
Lernprogramme treten an ihre Stelle. 
Wissen wird in der globalisierten Welt  
des Arbeitsschutzes immer komplexer. 
Die Herausforderung für die Präventions-
arbeit besteht darin, Fachwissen so zu 
vermitteln, dass die berufliche Hand-
lungskompetenz optimal gefördert wird.

Das Institut für Arbeit und Gesundheit  
der DGUV (IAG) macht schon seit Jahren 
gute Erfahrungen mit Blended-Learning-
Konzepten. Bestes Beispiel ist die Aus
bildung zur Fachkraft für Arbeitssicherheit. 
Hier hat sich die Kombination von Prä-
senzveranstaltung und Lernen mittels 
elektronischer und digitaler Medien 

(E-Learning) bewährt. Neu ist die Selbst-
lerneinheit S07- Gefahrstoffe. Sie erklärt 
und verdeutlicht das neue Einstufungs- und 
Kennzeichnungssystem für Chemikalien. 

Austausch auch über die Weiterbildung 
hinaus: Initiiert durch das IAG bietet ein 
Online-Portal Sicherheitsfachkräften die 
Möglichkeit zum regelmäßigen fachlichen 
Erfahrungsaustausch mit Kollegen und 
Experten. Das virtuelle Netzwerk bietet 
zahlreiche interaktive Angebote, speziell 
auf die Bedürfnisse der Sicherheitsfach-
kräfte zugeschnitten. In den Bereichen 
Wissen und Praxis werden aktuelle Fach-
informationen, redaktionelle Beiträge, 
Arbeitsmaterialien, Checklisten, Links 
und Buchtipps angeboten.

E-Learning-Programme im Arbeitsschutz 
funktionieren am wirksamsten, wenn sie 
im Rahmen eines Blended-Learning-Sze-
narios zum Einsatz kommen. Seit Oktober 

Lernen im digitalen Zeitalter
2009 bietet das IAG im Verbund des 
BG-PRÜFZERT ein entsprechendes Prüf- 
und Zertifizierungsverfahren für kom
merziell angebotene E-Learning-Program-
me an. Programme, die die von den 
Experten aufgestellten Kriterien erfüllen, 
tragen das BG Prüfzeichen „Geprüftes 
E-Learning im Arbeitsschutz“.

Virtuelle Lernprogramme halten auch 
Einzug in Seminare und ermöglichen es 
den Teilnehmern gefährdungsfrei zu 
trainieren und visuelle Erfahrungen in 
Umgebungen zu sammeln, die sonst 
verborgen bleiben müssen. Denkbare 
Beispiele sind chemische Prozesse in 
Verbrennungsöfen oder gekapselte Ge-
triebe in Funktion. Auch die Begehung 
virtueller Bauprojekte noch während der 
Planungsphase ist eine für die Präven
tionsarbeit interessante Variante.

www.sifa-community.de
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Dr. Holger M. Koch, 
Kompetenz-Zentrum 
Toxikologie, Institut 
für Prävention und 
Arbeitsmedizin der 
DGUV, Institut der 
Ruhr-Universität 
Bochum

Den Weichmachern auf der Spur
Wenn von Weichmachern die Rede ist, 
denken viele Menschen an verbotenes 
Kinderspielzeug aus Asien oder an mitt­
lerweile aussortierte Kosmetika. Nur 
wenige wissen, dass Weichmacher – die 
so genannten Phthalate – weiterhin 
große Verwendung finden, zum Beispiel 
in der Produktion und Verarbeitung 
bestimmter Kunststoffe, aber auch an 
vielen anderen Arbeitsplätzen. 

Das Institut für Prävention und Arbeits­
medizin der DGUV (IPA) beschäftigt sich 
in einem Forschungsprojekt bereits seit 
2008 mit den möglichen Gesundheitsge­
fahren dieser Weichmacher und ent­
wickelt Verfahren, die es ermöglichen 
arbeitsplatzbezogene Phthalat-Expo­
sitionen auch vor dem Hintergrund um­
weltbedingter Expositionen zu erfassen. 
Aufgrund seiner weltweit anerkannten 
Expertise auf diesem Gebiet wurde Dr. 
Holger Koch, wissenschaftlicher Mitar­
beiter am IPA zu Beginn des Jahres 2010 
von der U.S. Consumer Product Safety 
Commission in ein Gremium zur Bewer­
tung von Phthalaten berufen. 

Herr Dr. Koch, welche gesundheitlichen 
Auswirkungen kann der Kontakt zu 
Phthalaten haben? 
Manche Phthalate können in das kom- 
plex gesteuerte hormonelle Gleichgewicht 
eingreifen.

Bisher beruhen die Aussagen zur Wirkung 
solcher Phthalate vorwiegend auf Unter-
suchungen an Ratten. Dabei konnte man 
nach Phthalatbelastungen im Mutterleib 
bei männlichen Ratten vielschichtige 
Missbildungen der Geschlechtsorgane 
beobachten, die als eine Folge auch Aus-
wirkungen auf Spermienzahl und Frucht-
barkeit haben. Bezogen auf den Phänotyp 
deutet vieles auf eine Verweiblichung  
der männlichen Nachkommen hin. 

Wir müssen davon ausgehen – und  
daran lässt die Einstufung der EU als „Ge-
fahrstoff mit reprotoxischen Eigenschaf-

ten“ keinen Zweifel –, dass zumindest 
einige dieser Effekte auch von Relevanz 
für den Menschen sind. 

Das IPA beschäftigt sich in einem For­
schungsprojekt mit der Exposition von 
Phthalaten in bestimmten Industrie­
bereichen. Was ist das genaue Ziel des 
Projektes?
Das Forschungsprojekt soll helfen, rele-
vante Daten gegenüber der Belastungs
situation mit Phthalaten am Arbeitsplatz 
zu sammeln. Diese Daten können dann 
mit der Hintergrundbelastung der Allge-
meinbevölkerung aber auch mit toxikolo-
gischen Erkenntnissen aus Tierversuchen 
verglichen werden. Auf dieser Grundlage 
können die Unfallversicherungsträger 
einerseits die betroffenen Arbeitnehmer 
mit wirksamen Präventionsmaßnahmen 
schützen und andererseits der Gesetzge-
ber Verordnungen im Umgang mit Phtha-
laten einführen.

Wie gehen Sie in dem Projekt vor?
Wir haben verschiedene analytische 
Verfahren entwickelt, mit denen wir ein 
breites Spektrum an Phthalaten spezi-
fisch im Urin bestimmen können. Mit 
dieser Methode können wir eine arbeits-
platzbezogene Aufnahme dieser Weich
macher vor dem Hintergrund der immer 
vorhandenen umweltbedingten Aufnah-
me sicher erfassen und bewerten. Im 
Rahmen des so genannten biologischen 
Monitorings haben wir bereits zahlreiche 
Beschäftigte in der Automobilindustrie, 
bei Zulieferbetrieben der Automobilin
dustrie sowie anderen Industriezweigen  
mit PVC-Heißverarbeitung untersucht. 

Gibt es schon erste Ergebnisse?
Die Phthalat-Belastung in einigen Indus
trien hebt sich deutlich von der Hinter-
grundbelastung aus der Umwelt ab. So 
zeigen Arbeitsplätze im Bereich Heiß-
schweißen deutlich höhere Belastungen 
als beispielsweise Arbeitsplätze in den 
Bereichen Extrusion oder Heißschneiden. 
Es gibt aber auch Arbeitsplätze, an denen 

wir bislang keine zusätzliche Phthalat
belastung erkennen (etwa Anmischen 
oder Recycling).Wir konnten zudem zei-
gen, dass eine signifikante Aufnahme der 
Weichmacher nicht nur über die Luft 
stattfinden kann, denn auch Arbeitsplätze 
in der Plastisolanwendung, also der 
flüssigen Kaltverarbeitung, zeigten über-
raschend hohe Belastungen. Hier muss 
also die Aufnahme über die Haut eine 
bedeutende Rolle spielen. Eine weitere 
Erkenntnis ist, dass nach erhöhten Belas-
tungen die Phthalate langsamer aus dem 
Körper ausgeschieden werden, als bis-
lang erwartet. Dies deutet auf eine Depot-
bildung im Körper hin.

Welche Konsequenzen ergeben sich  
aus diesen unterschiedlichen Aufnahme­
pfaden?
Der zusätzliche Aufnahmeweg „Haut“ 
kann durch Luftmessungen am Arbeits-
platz nicht erfasst werden. Deshalb 
müssen wir in weiteren Schritten über 
das Human-Biomonitoring untersuchen, 
inwieweit sich dieser Aufnahmeweg von 
jenem über die Luft unterscheidet und 
inwieweit er zur Gesamtbelastung beiträgt. 
Hier könnte auch wie bereits erwähnt eine 
Depotbildung in der Haut die Ursache für 
eine verlangsamte Aufnahme und auch 
Ausscheidung sein. In jedem Fall sind 
hier noch weitere Anstrengungen notwen-
dig. Das IPA wird sich deshalb auch 
weiterhin intensiv mit dieser Problematik 
beschäftigen.
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Heute und Morgen. Spielplatz auf dem Grundstück eines Mehrgenerationenhauses.
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Eckdaten der gewerblichen Berufsgenossenschaften und der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand für das Jahr 2008

Statistik

Umfang der Versicherung
Unternehmen/Einrichtungen 3.631.480
Vollarbeiter 2 36.259.598
Versicherte 74.285.633

davon in der Schüler-UV 17.058.553
Der Beitragsberechnung zugrunde gelegtes 
Entgelt in 1.000 Euro 1

735.867.188

Arbeits- und Wegeunfälle2

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 971.620
je 1.000 Vollarbeiter 26,8
je 1 Mio. geleisteter Arbeitsstunden 16,64

Meldepflichtige Wegeunfälle 176.608
je 1.000 Versicherungsverhältnisse 4,23

Meldepflichtige Unfälle zusammen 1.148.228

Neue Arbeitsunfallrenten 16.823
je 1.000 Vollarbeiter 0,464

Neue Wegeunfallrenten 5.629
je 1.000 Versicherungsverhältnisse 0,135

Neue Unfallrenten zusammen 22.452

Tödliche Arbeitsunfälle 572
Tödliche Wegeunfälle 458
Tödliche Unfälle zusammen 1.030

Schul- und Schulwegunfälle
Meldepflichtige Schulunfälle 1.332.424

je 1.000 Schüler 78,11
Meldepflichtige Schulwegunfälle 118.563

je 1.000 Schüler 6,95

Berufskrankheiten (BKen)
Verdachtsanzeigen 60.736
Entschiedene Fälle 59.468

davon: 
BK-Verdacht bestätigt 23.028
Anerkannte Berufskrankheiten 12.972

darunter neue BK-Renten 4.312
Berufliche Verursachung festgestellt,  
besondere versicherungsrechtliche Voraus
setzungen nicht erfüllt

10.056

BK-Verdacht nicht bestätigt 36.440
Todesfälle infolge einer BK 2.391

Rentenbestand 903.934
Verletzte und Erkrankte 776.292
Witwen und Witwer 112.212
Waisen 15.376
Sonstige 54

Umlagesoll der gewerblichen  
Berufsgenossenschaften in Euro

9.259.996.158

Umlagebeitrag der UV-Träger der  
öffentlichen Hand in Euro

1.212.763.976

Aufwendungen in Euro
Prävention 892.267.961
Entschädigungsleistungen 8.727.940.898

darunter: Rehabilitation 3.275.335.939
Finanzielle Kompensation 5.452.604.959

Verwaltung und Verfahren 1.276.883.793

1) nur gewerbliche Berufsgenossenschaften 
2) ohne Schüler-Unfallversicherung
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Kontaktdaten
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (DGUV) hat ihren Sitz in Berlin und 
Geschäftsstellen in Sankt Augustin und 
München.

DGUV Berlin
Mittelstraße 51
10117 Berlin
Telefon: 030 288763800

DGUV Sankt Augustin
Alte Heerstraße 111 
53757 Sankt Augustin 
Telefon: 02241 231-01

DGUV München
Fockensteinstraße 1 
81539 München 
Telefon: 089 62272-0

Hauptgeschäftsführung 
 
Hauptgeschäftsführer
Dr. Joachim Breuer
Telefon: 030 288763810

Stellvertretender Hauptgeschäftsführer
Dr. Walter Eichendorf
Telefon: 02241 231-1105

Stellvertretende  
Hauptgeschäftsführerin
Petra Zilch
Telefon: 089 62272-161

Stabsbereiche
 
Direktionsabteilung
Lennard Jacoby
Telefon: 02241 231-1219

Politik
Dr. Renate Colella
Telefon: 030 288763820

Kommunikation/Pressesprecher
Gregor Doepke
Telefon: 030 288763760

Personal
Susanne Gollmer
Telefon: 02241 231-1240

Rehabilitationsstrategien  
und -grundsätze
Dr. Friedrich Mehrhoff
Telefon: 030 288763804

Interner Datenschutz
Christoph Kliegel
Telefon: 02241 231-1227

Geschäftsbereiche  
 
Geschäftsbereich Versicherung
Dr. Joachim Breuer

Versicherungen und Leistungen
Dr. Andreas Kranig
Telefon: 030 288763850

Internationale Beziehungen/
Verbindungsstelle
Dr. Stefan Zimmer
Telefon: 02241 231-1208

Geschäftsbereich Prävention
Dr. Walter Eichendorf

Stabsbereich Prävention
Dr. Walter Eichendorf

Sicherheit und Gesundheit
Manfred Rentrop
Telefon: 02241 231-1300

Institut für Arbeitsschutz  
der DGUV (IFA)
Prof. Dr. Helmut Blome 
Telefon: 02241 231-2700
Alte Heerstraße 111
53754 Sankt Augustin
Telefon: 02241 231-02

Institut für Prävention und  
Arbeitsmedizin der DGUV (IPA)
Prof. Dr. Thomas Brüning
Telefon: 0234 302-4501

Bürkle-de-la-Camp Platz 1
44789 Bochum

Institut für Arbeit und Gesundheit  
der DGUV (IAG)
Dr. Bodo Pfeiffer
Telefon: 0351 457-1000
Königsbrücker Landstraße 2
01109 Dresden
Telefon: 0351 457-0

Geschäftsbereich Services
Petra Zilch

Stabsbereich Services
Petra Zilch

IT-Services
Norbert Bodmann
Telefon: 02241 231-1317

Allgemeine Verwaltung
Ferdinand Ehrenberg
Telefon: 02241 231-1250

Justitiariat, Allgemeines Recht
Iris Raiber
Telefon: 089 62272-131

Finanzen, Controlling, Betriebswirtschaft
Jörg Botti
Telefon: 089 62272-137

DGUV Akademie 
Hochschule und Studieninstitut  
der DGUV
Harald Becker
Telefon: 06621 405-210

Seilerweg 54
36251 Bad Hersfeld
Telefon: 06621 405-0

Zum Steimelsberg 7
53773 Hennef
Telefon: 02242 89-0
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Ordentliche Mitglieder 
Marina Schröder, altern. Vorsitzende,
BG Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse

Lothar Szych, altern. Vorsitzender,
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Wolfgang Daniel,
BG Rohstoffe und chemische Industrie

Heinz Fritsche,
BG Metall Nord Süd

Rudolf Lee, 
Unfallkasse München

Christine Meier, 
BG Handel und Warendistribution

Uta Mootz, 
Unfallkasse Hessen

Rainer Prestin, 
BG der Bauwirtschaft

Einar Rasmussen, 
Unfallkasse Nord	

Wolfgang Rhode,
Holz-BG

Dr. Horst Riesenberg-Mordeja, 
Verwaltungs-BG

Jutta Rübke,
GUV Hannover

Axel Schmidt,
BG für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege

Ernst-Oliver Schulte, 
BG Nahrungsmittel und Gaststätten

Wolfgang Stolte, 
Unfallkasse Bund

Katharina Vilsmeier, 
Unfallkasse Post und Telekom

Stellvertretende Mitglieder
Werner Baas,
BG der Bauwirtschaft

Sönke Bock, 
BG Metall Nord Süd

Harm Ehmke, 
BG Elektro Textil Energie Medienerzeugnisse

Hansgerd Hempen,
GUV Oldenburg

Rainer Hippler, 
BG Rohstoffe und chemische Industrie

Claus-Peter Jung, 
BG Handel und Warendistribution

Holger Malterer, 
BG Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse

Erich Manthey,
BG Rohstoffe und chemische Industrie

Bernhard Schäfer,
Fleischerei-BG

Bernd Schildknecht,
Maschinenbau- und Metall-BG

Detlef Schulze,
Unfallkasse Sachsen-Anhalt

Bernd Vallentin,
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

N. N.
	

Ordentliche Mitglieder 
Dr. Hans-Joachim Wolff, altern. Vorsitzender,
BG der Bauwirtschaft

Hans-Gerd von Lennep, altern. Vorsitzender,
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Lutz Arndt,
BG Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse

Volker Claus,
Unfallkasse Berlin

Wilfried-Jürgen Ehrlich,
BG Metall Nord Süd

Norbert Furche,
Holz-BG

Lothar Grünert, 
Eisenbahn-Unfallkasse

Klaus Jehle, 
Unfallkasse Baden-Württemberg

Heinz-Dieter Klink, 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Peter Kunert,
Unfallkasse Sachsen-Anhalt

Dr. Rainhardt Freiherr von Leoprechting,
BG Handel und Warendistribution

Elmar Milles,
BG Rohstoffe und chemische Industrie

Eugen Müller,
Verwaltungs-BG

Dr. Werner Opgenoorth,
BG Rohstoffe und chemische Industrie

Klaus Röskes,
BG für Transport und Verkehrswirtschaft

Simon Wittmann, 
Bayerischer GUVV

Die Selbstverwaltung der DGUV
Vorsitzende der Mitgliederversammlung

Arbeitgebervertreter
Dr. Eike Steinhäuser, 
BG Elektro Textil Energie Medienerzeugnisse

Helmut Etschenberg, 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Vorstand

Versichertenvertreter Arbeitgebervertreter
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Stellvertretende Mitglieder
Birgit Adamek, 
BG für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege

Dieter Arnold, 
Unfallkasse Hessen

Berthold Ernst,  
Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen

Helmut Farnschläder, 
BG Elektro Textil Energie Medienerzeugnisse

Gerhard Handke, 
BG Handel und Warendistribution

Peter Labonte, 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz 

Thomas Mayer, 
BG Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse

Eugen Nagel, 
Fleischerei-BG

Gerhard Preß, 
Bayerischer GUVV

Dr. Heinz-Siegmund Thieler, 
Maschinenbau- und Metall-BG

Dr. Helmut Tietze, 
Verwaltungs-BG

Horst Wenger, 
BG Nahrungsmittel und Gaststätten

Vertreter
Prof. Manfred Bandmann, 
BG der Bauwirtschaft

Prof. Dr. Ernst Haider,
Verwaltungs-BG

Beate Eggert,
Unfallkasse Rheinland-Pfalz

Stellvertreter
Thomas Köhler, 
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